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FRAUENVOLKSBEGEHREN:  

DEN KAMPF AUF DIE  
STRASSE TRAGEN



Für viele Menschen in Österreich ist 
der Urlaubszeit nun endgültig vor-
bei – und schon geht es politisch 
wieder drunter und drüber. Diesen 
Oktober sind es besonders zwei The-
men, die die politische Auseinander-
setzung prägen: Zum einen das neue 
Frauenvolksbegehren, zum anderen 
die „heiß“ angekündigte Herbstlohn-
runde.
Diese Ausgabe des Arbeiter*innen-
standpunkt beschäftigt sich schwer-
punktmäßig mit dem Frauenvolksbe-
gehren. Das deswegen weil wir eine 
Auseinandersetzung mit frauenpo-
litischen Forderungen für besonders 
wichtig erachten. Aus diesem Grund 
treten wir auch für die Unterstützu-
ng des Volksbegehrens ein, warnen 
aber vor Illusionen in die Möglich-
keiten eines solchen Appells an den 
Nationalrat und setzen uns kritisch 
mit den Forderungen auseinander. 
Dafür haben wir ganze vier Seiten 
reserviert. Tatsächlich können erns-
thafte Verbesserungen für Frauen nur 
mit politischem Druck insbesondere 
von der Straße und im Bündnis mit 
der Arbeiter*innenbewegung durch-
gesetzt werden.
Der Gewerkschaftsführung, die für 
eben gesagtes eine zentrale Akteurin 
sein müsste, sieht ihre Zuständigkeit 
leider nicht ein. Hier liegt das Prob-
lem wieder einmal in ihrem einges-
chränkten sozialdemokratischen 
Reformismus. Dessen Schädlichkeit 
diskutieren wir im zweiten zentralen 
Thema, der Herbstlohnrunde.
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Aventina Holzer & Alex Zora

Die Eintragungswoche des Frauenvolks-
begehren vom 1.-8. Oktober setzt zum 
ersten Mal seit #metoo die Themen Frau-
enunterdrückung und Gleichstellung der 
Geschlechter auf die Tagesordnung. Es 
beinhaltet viele positive Forderungen. 
Von der schrittweisen Einführung einer 
30 Stunden Woche über den Ausbau von 
Kinderbetreuung bis zur Anerkennung 
von frauenspezifischen Fluchtgründen. 
Wir befürworten daher die Unterstützung 
dieses Volksbegehrens. Gleichzeitig sind 
die Forderungen und die Möglichkeiten 
ihren Umsetzung so beschränkt oder gar 
fehlgerichtet, dass die Initiative droht im 
Nichts zu verpuffen. Die Frage ist deshalb 
für Kommunist*innen wie man sich in die-
sem Spannungsverhältnis von (großteils) 
fortschrittlichen Forderungen und gleich-
zeitig sehr gemäßigter Politik verhalten 
soll. Kann ein Volksbegehren überhaupt 
etwas bezwecken? Wir möchten an dieser 
Stelle die Forderungen und die nötigen  
Perspektiven zur Frauenbefreiung disku-
tieren.

Macht teilen

Gerade Kommunist*innen stehen für die 
Gleichberechtigung von Frauen ein. Aber 
die konkreten Forderungen unterschei-
den sich dennoch. Vom Frauenvolksbe-
gehren wird gefordert, dass die Hälfte 
aller Wahllisten und Vertretungsgremien 
sowie der politischen Interessensvertre-
tungen und der Sozialpartnerschaft von 
Frauen besetzt wird. Zusätzlich sollen 
in Kapitalgesellschaften und Genossen-
schaften innerhalb der Kontroll- und 
Leitungsgremien dieselben Kriterien er-
füllt werden. Die Begründung ist, dass 
Frauen einen großen Teil der Bevölke-
rung ausmachen, der aber wenig in den 
Institutionen widergespiegelt wird. In 
einer repräsentativen Demokratie wäre 
das aber dringend notwendig, deswegen 
müssten also Quoten sich dieser Aufgabe 
der gleichberechtigten Vertretung anneh-
men. 

Es gibt bereits eine Quotenregelung in 
Österreich, diese sei aber zu gering. Ein 
30-prozentiger Frauenanteil wird dabei 
angestrebt und zwar auch nur bei Unter-
nehmen mit mehr als 1.000 Beschäftigten. 
Das muss laut dem Frauenvolksbegehren 
geändert werden. Argumentiert wird das 
vor allem mit Statistiken die ökonomi-
sche Verbesserungen durch die stärkere 
Einbeziehung von Frauen feststellen.

Statistisch mag das so sein. Aber die 
Kontroll- und Leitungsgremien in Un-
ternehmen sind für Arbeiterinnen in 
den seltesten Fällen erreichbar, in dieser 

Beziehung dient die Quotierung daher 
mehr der Ablenkung von tatsächlichen 
Lösungen. Auch ist es in den allermeis-
ten Fällen egal ob die Person die uns aus-
beutet ein Mann oder eine Frau ist und 
die Frauenbewegung sollte sich nicht an 
der Verwaltung des Kapitalismus beteili-
gen. Deshalb fordern wir statt dessen die 
Verstaatlichung der Betriebe unter der 
Kontrolle der Arbeiter*innen. Wir wollen 
nicht „politische korrekt“ unterdrückt 
werden, sondern die Unterdrückung  
abschaffen.

Aber das allein reicht natürlich nicht als 
Antwort auf die Forderung von Quoten. 
Speziell in den Massenorganisationen 
der Arbeiter*innenklasse, ist Quotierung 
wichtig. Denn auch die fortschrittlichste 
Bewegung ist nicht frei von Sexismus und 
anderen Unterdrückungsmechanismen. 
Um das tatsächliches Potenzial der Grup-
pen auszuschöpfen, müssen Frauen (und 
auch andere unterdrückte Gruppen) ge-
messen an ihrem Mitgliederanteil in der 
Führung vertreten sein. 

Insofern sehen wir den Anspruch des 
Frauenvolksbegehren in dieser Frage als 
berechtigt an, halten aber die Lösung 
nicht für ideal. Wenn die Frage von Quo-
tierung nicht mit einem klaren Klas-
senstandpunkt beantwortet wird, wird es 
zu einer kleinbürgerlichen Antwort. Die-
se dient im Endeffekt nicht mehr den ar-
beitenden Frauen sondern einem (weibli-
chen besetzten) Teil des Kapitals. Es wird 
nämlich der tatsächliche Ursprung (oder 
zumindest Reproduktionsmechanismus) 
für Ungleichheit verschleiert: Das kapi-
talistische Wirtschaftssystem. Deshalb 
muss man für tatsächliche Gleichberech-

tigung auch erstmal eine neue ökonomi-
sche Basis schaffen und das jetzige Wirt-
schaftssystem hinter sich lassen.

Einkommensunterschiede  
beseitigen

Das Frauenvolksbegehren geht auch ein 
weiteres wichtiges Thema an. Eines das 
auch immer wieder heiß diskutiert wird, 
nämlich die schlechtere Bezahlung von 
Frauen. Das Frauenvolksbegehren for-
dert volle Lohntransparenz durch eine 
detaillierte Aufgliederung aller betriebli-
chen Einkommensberichte in sämtliche 
Gehaltsbestandteile. So könnte die Un-
gerechtigkeit auch stärker wahrgenom-
men werden und etwas unternommen 
werden. Es sollen durch die Unterneh-
men Maßnahmepläne erstellt werden um 
diese Lohndiskrepanzen anzugleichen. 
Zusätzlich wird die Erstellung von sozi-
alen und wirtschaftlichen Plänen gefor-
dert um die schlechtere Bezahlung von 
bestimmten Branchen - nämlich weiblich 
dominierten - zu beseitigen. 

EIN WEG ZUR 
EMANZIPATION?

FRAUENVOLKSBEGEHREN

Auch ist es in den allermeisten Fällen egal ob die Person 
die uns ausbeutet ein Mann oder eine Frau ist und die 
Frauenbewegung sollte sich nicht an der Verwaltung des 
Kapitalismus beteiligen. Deshalb fordern wir statt des-
sen die Verstaatlichung der Betriebe unter der Kontrolle 
der Arbeiter*innen.
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Tatsächlich wird es aber notwendig sein 
einen Schritt weiter zu gehen. Die For-
derung sollte sich auf die Öffnung aller 
Geschäftsbücher und die Kontrolle durch 
die Belegschaft konzentrieren. Natürlich 
ist es gut zu wissen, wer von den männ-
lichen Kollegen für gleichwertige Arbeit 
mehr verdient, aber viel interessanter 
zu wissen ist, wie viel die Firma Profit 
macht, wie wenig davon tatsächlich bei 
der Belegschaft ankommt und welche 
Rolle die Ausbeutung von Frauen da-
bei spielt. So geht es nicht nur mehr um 
die Ungerechtigkeit im Vergleich zum 
Kollegen der mehr verdient, sondern 
um einen Einblick in die kapitalistische 
Verwertung selbst, in der die Schlechter-
stellung der Frau eine maßgebliche Rolle  
spielt.

Die anderen Vorschläge zur Ver-
besserung der unfairen Bezahlung 
sind sicherlich richtig, aber zu un-
konkret. Vor allem in frauendomi-
nierten Bereichen höhere Löhne zu 
fordern sollte mehr im Mittelpunkt  
stehen.

Arbeit verteilen

Ein verwandter Punkt sind die Fragen 
von Arbeitszeitverkürzung, Hausarbeit 
und der sogenannten Teilzeitfalle (Frau-
en bleiben in Teilzeitberufen stecken 
und machen deshalb nie Karriere). Das 
Frauenvolksbegehren versucht diese The-
men durch einfache Forderungen auf 
einmal zu lösen. Eine schrittweise Ar-
beitszeitverkürzung auf 30 Stunden pro 
Woche bei variablem Lohn- und Perso-
nalausgleich und die staatliche Förde-
rung von kleinen und mittelständischen  
Unternehmen, um eventuelle Wettbe-
werbsnachteile auszugleichen, stehen 
auf ihrer Agenda. Mit der Arbeitszeitver-
kürzung, soll die Aufteilung der Arbeit  
im häuslichen Bereich verbessert wer-
den. Zusätzlich werden mehr Ar-
beitsplätze geschaffen und es wird 
leichter aus der Teilzeitfalle herauszu- 
kommen. 

Die Frage ist aber leider nicht so einfach 
beantwortet. Nicht alle Personen leben 

in einem Familienverhältnis indem man 
sich die häusliche Arbeit einfach auftei-
len könnte. Starke patriarchale Struk-
turen binden Frauen auch weiterhin an 
den Herd und Kind. Um eine tatsächliche 
Entlastung von Frauen (sowie allgemein 
den Personen, welche die Reprodukti-
onsarbeit leisten) in diesem Bereich zu 
ermöglichen muss die Forderung der 
Vergesellschaftung der Hausarbeit auf-
gestellt werden. Das bedeutet die Re-
produktionsarbeit wie Kochen, Kinder-
betreuung, Pflege, Wäsche, etc. von der 
unbezahlten, vor allem weiblichen Priva-
tarbeit zu einer Aufgabe der Gesellschaft 
zu machen. An anderer Stelle schreibt das 
Frauenvolksbegehren über Ausweitung 
der Kinderbetreuung, was eine konkre-
te Maßnahme dafür wäre. Weiters soll-

ten aber immer mehr Arbeiten aus dem 
häuslichen Bereich ausgelagert werden in 
öffentliche Kantinen, Wäschereien, usw.. 
Nur so ist Frauenbefreiung möglich und 
nur so kann auch die Teilzeitfalle über-
wunden werden. Gemeinsam mit der 
Forderung nach einer 30-Stunden Woche 
und zwar bei vollem Lohn- und Personal- 
ausgleich!

Armut bekämpfen

Armut ist zum Großteil weiblich. Des-
halb thematisiert das Frauenvolksbe-
gehren das auch. Es fordert: „Einen 
staatlich garantierten Anspruch auf Un-
terhaltsvorschuss solange Familienbeihilfe 
bezogen wird. Die Anpassung der Unter-
haltsbemessung an angemessene Regel-
bedarfssätze. Entkoppelung der Zahlung 
von der Leistungsfähigkeit des*der Unter-
haltspflichtigen, gleichzeitige Beibehaltung 
der Verpflichtung zur Rückzahlung nach 
Leistungsfähigkeit; Bundesweiten Ausbau 
der staatlich finanzierten, rechtlich abgesi-
cherten Frauen- und Mädchenberatungs-
stellen“

Die Forderungen richten sich fast aus-
schließlich an Alleinerziehende. Das ist 
auch wichtig, da Alleinerzieher*innen 
massiv von Armut betroffen sind, aber 
nur allzu oft vergessen werden. Obwohl 
die Forderungen zum Unterhaltsvor-

schuss nicht falsch sind, so gehen sie 
doch etwas am Ziel vorbei. Finanzielle 
Unterstützung sollte nicht an früheren 
Partner*innen festgemacht werden müs-
sen. Es gibt sehr viele Gründe warum 
Menschen ihre Kinder alleine großzie-
hen, nicht zuletzt weil keinerlei Kontakt 
(auch nicht, wenn es um Geld geht), mit 
den früheren Partner*innen gewünscht 
ist. Darüber hinaus sollte allgemein gel-
te, dass die Kosten für Kinder solidarisch 
von der gesamten Gesellschaft getragen 
werden, daher in Form von Sozialleis-
tungen vom Staat übernommen werden. 
Außerdem wird leider eine Gruppe von 
Menschen sehr stark ausgeklammert, 
die aber mindestens genauso von Ar-
mut betroffen sind: Migrantische Frau-
en und Mädchen sind stark marginali-
siert und brauchen mindestens genauso 
viel Unterstützung um ihre Situation zu  
verbessern. 

Wahlfreiheit ermöglichen

Das Frauenvolksbegehren fordert an die-
ser Stelle drei wesentliche Dinge: „Den 
Rechtsanspruch auf kostenlose, qualita-
tiv hochwertige Betreuung für jedes Kind 
bis zum 14. Lebensjahr unabhängig vom 
Wohnort und Erwerbsstatus der Eltern; 
die Vereinbarkeit der Betreuungseinrich-
tung mit einer Vollzeitberufstätigkeit der 
Eltern, also ganztägige und ganzjährige 
Öffnungszeiten sowie leichte Erreichbar-
keit; sowie vereinheitlichte bundesweite 
Qualitätsstandards für eine bedarfsori-
entierte Betreuung und eine individuelle 
(Früh-)Förderung.“ Diese Forderungen 
sind mehr als angebracht. Österreich 
gibt im internationalen Vergleich relativ 
wenig für Kindergartenplätze aus. Mit 
0,6 Prozent des BIP liegt Österreich z.B. 
hinter Frankreich (0,7 %), dem OECD-
Schnitt (0,8 %) Deutschland (0,9 %), 
Finnland (1,2 %) oder Schweden (2,0 
%). Dazu will die schwarz-blaue Re-
gierung auch noch die Zuschüsse für 
Kinderbetreuungsplätze im aktuellen 
Budget kürzen. Statt den bisherigen 140 
Millionen sollen nur mehr 90 Millio-
nen den Bundesländern zugeschossen  
werden. 

Die Forderung nach einem Ausbau von 
Kinderbetreuungsplätzen ist zu unter-
stützen. Nur allzu oft ist es für Frauen 
nicht möglich einer ganztägigen Beschäf-
tigung nachzugehen (fast jede zweite Frau 
arbeitet nur Teilzeit). Das schränkt sie 
massiv in ihrer finanziellen und persönli-
chen Unabhängigkeit ein und zementiert 

Um eine tatsächliche Entlastung von Frauen (sowie all-
gemein den Personen, welche die Reproduktionsarbeit 
leisten) in diesem Bereich zu ermöglichen muss die For-
derung der Vergesellschaftung der Hausarbeit aufge-
stellt werden.

“
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sie noch mehr in ihrer traditionellen Rol-
le als Mutter und Hausfrau – auch wenn 
sie nebenher noch arbeiten geht. In Be-
zug auf Kinderbetreuungseinrichtungen 
gibt es auch einen weiteren eklatanten 
Fakt, der auch klar macht, dass es dabei 
nicht einfach nur um eine finanzielle Fra-
ge geht, sondern explizit um eine politi-
sche. So sind die Kinderbetreuungsplät-
ze in östlichen Bundesländern deutlich 
besser ausgebaut als in westlichen. Dabei 
handelt es sich aber in erster Linie nicht 
um eine geografische Frage, sondern da-
rum in welchen Bundesländern die ÖVP 
bzw. die katholische Kirche eine größeren 
Stellenwert einnimmt. 2011 lag die Be-
treuungsquote für Wien für 6-10 Jähri-
ge bei 30 %, in Vorarlberg bei 9,5 % und 
in Tirol gar nur bei 5 %. Hier wird klar, 
dass traditionelle Frauenbilder einen we-
sentlichen Einfluss auf die Betreuungssi-
tuation von Kindern und Jugendlichen  
haben. 

Vielfalt leben

Dieser Forderungspunkt richtet sich 
gegen sexistische und diskriminieren-
de Darstellungen speziell von Frauen 
in Medien und stellt Forderungen auf 
um diese zu unterbinden. Zeitgleich 
sollen Pädagog*innen darauf geschult 
werden, junge Menschen nicht in be-
stimmte Geschlechterrollen reinzu-
drängen und auch Unterrichtsmateri-
alien an diesem Grundsatz orientiert  

werden.
Der Grund dafür ist, dass Geschlechter-
rollen einschränkend und einen schäd-
lichen Einfluss auf die Persönlichkeits-
entwicklung ausüben. Mädchen zu  
erklären, sie können dieses und jenes 
nicht, kann langwierige und extreme 
Auswirkungen auf das Selbstwertge-
fühl haben. Ebenfalls ist es schädlich  
Jungen zu sagen, dass sie nicht wei-
nen dürfen und ihnen damit nahe zu 
legen, ihren Gefühlen keinen Raum  
zu geben. 

Diese und weitere Geschlechterrollen fin-
den sich auch in Medien, vor allem in der 
Werbungen wieder. Das Selbstbild von 
Frauen wird eigentlich immer von der 
Gesellschaft diktiert. Sich selbst schön 

zu finden, ist somit nur mit der richtigen 
Figur, einem neuen Kleid und teurem 
Make-Up erlaubt. Und wer nicht schön 
ist, der hat zumindest als Frau eigentlich 
gar nichts, weil man als Frau eben pri-
mär dafür bewertet wird. Leistung und 
harte Arbeit sind ja schließlich was für  
Männer.

Das Frauenvolksbegehren setzt hier an 
einem wichtigen Punkt an, der vor allem 
für junge Frauen einen nicht zu unter-
schätzenden Effekt hat. Die Beeinflus-
sung durch die Medien und Erziehung 
hat sicher den größten Anteil an un-
gesunden Schönheitsbildern. Aber wir 
lehnen es ab die Forderung nach einem 
Verbot an die Organe des bürgerlichen 
Staates zu stellen. Wenn dieser entschei-
den darf was diskriminierend ist und was 
nicht, landen wir bestimmt nicht an dem 
Punkt wo wir hinwollen. Ausschüsse aus 
der Arbeiter*innen- und der Frauenbe-
wegung sollten bestimmen welche Dar-
stellung sie als schädlich empfinden und 
dadurch eine demokratische Kontrolle  
ausüben.

Selbst bestimmen

Sexuelle Selbstbestimmung für Frauen ist 
in Österreich immer noch ein schwieriges 
Thema. Das Frauenvolksbegehren fordert 
diesbezüglich deshalb einen verbesserten 
Aufklärungsunterricht, Beratungsstel-
len (inklusive gratis Verhütungsmitteln), 

Schwangerschaftsabbrüche in allen öf-
fentlichen Krankenanstalten sowie die 
Übernahme von Kosten für Abtreibung, 
Schwangerschaftstests und verschriebene 
Verhütungsmittel durch die Krankenver-
sicherung. Im Wesentlichen sind das al-
les gute und korrekte Forderungen. Der 
Aufklärungsunterricht ist, auch wenn er 
sich in den letzten Jahrzehnten sicher 
weiter entwickelt hat, immer noch un-
zureichend. Zumeist beschränkt er sich 
auf biologisch-anatomische Betrachtung 
von Schwangerschaft und (heterosexu-
ellem) Geschlechtsverkehr. Fragen von 
Verhütung, Abtreibung, anderer sexuel-
ler Orientierung oder geschlechtlicher 
Identität werden wenig bis gar nicht  
behandelt. 

Auch der Zugang zu Verhütungsmitteln 
ist – gerade für Jugendliche – oftmals 
nicht sehr einfach. Auf der einen Seite 
sind Verhütungsmittel, vor allem hormo-
nelle wie die Pille, oftmals gesundheit-
lich nicht unbedenklich, auf der anderen 
Seite stehen aber auch aus finanzieller 
Hinsicht oftmals Barrieren im Weg. Der 
Mangel an einfach zugänglichen und 
kostenlosen Verhütungsmitteln zeigt sich 
unter anderem auch darin, dass es jähr-
lich zu geschätzt 30.000 Abtreibungen  
kommt. 

Die Vereinfachung des Zuganges zu die-
sen ist eine zentrale Forderung, auch 
wenn sie im Frauenvolksbegehren deut-
lich wenig Beachtung findet. Es wird zum 
Beispiel nicht einmal die Streichung des 
Paragraph 96 aus dem Strafgesetzbuch 
gefordert, der Schwangerschaftsabbruch 
illegalisiert (auch wenn er mit der Fris-
tenlösung in den ersten drei Monaten 
der Schwangerschaft straffrei ist). Auch 
eine Ausweitung der Frist von 3 Monaten 
findet sich nicht im Forderungskatalog 
wieder. 

Schutz gewähren

Kein Unterdrückungsmechanismus im 
Kapitalismus existiert losgelöst von an-
deren. Speziell zwischen Rassismus und 
Sexismus gibt es wesentliche Überschnei-
dungen und Wechselbeziehungen. Des-
halb ist speziell dieser Forderungskom-
plex sehr begrüßenswert, wenn auch nur 
in Ansätzen ausgeprägt und recht wenig 
radikal. Das Frauenvolksbegehren for-
dert in diesem Bereich nämlich: Die An-
erkennung von frauen- bzw. geschlechts-
spezifischen Fluchtgründen, das Recht 
auf Familienzusammenführung, einen 
Aufenthaltsstatus unabhängig von der*m 
Ehepartner*in, spezielle Maßnahmen 
zum Schutz von geflüchteten Frauen und 
anderes. 

Frauen sind auf der Flucht weitaus 
mehr Gefahren ausgesetzt als Männer, 
oftmals erfahren sie sogar sexualisier-
te Gewalt. Umso wichtiger ist es hier 
die Interessen von geflüchteten Frauen 
nochmals speziell hervor zu heben. All-
gemein wird es aber in diesem Punkt 
nicht geschafft wirklich radikal mit der 
reaktionären Flüchtlingspolitik der eta-
blierten Parteien (also auch der SPÖ) zu  
brechen. 

Was aber in diesem Teil auch nochmal 
speziell hervor sticht und sich durch das 

Kein Unterdrückungsmechanismus im Kapitalismus 
existiert losgelöst von anderen. Speziell zwischen Ras-
sismus und Sexismus gibt es wesentliche Überschnei-
dungen und Wechselbeziehungen. 
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Frauenvolksbegehren durchzieht ist die 
Stellung, die es zum bürgerlichen Staat 
einnimmt. Es liegt in der Natur eines 
Volksbegehrens, dass es nur Forderungen 
an den bürgerlichen Staat richten kann 
und nicht als Instrument dienen kann 
die Unterdrückten selbst zu organisie-
ren. Das ist auch gleichzeitig die größte 
Schwäche nicht nur dieses Volksbegeh-
rens, sondern von Volksbegehren im  
allgemeinen. 

Natürlich ist es nicht prinzipiell falsch 
Forderungen an den bürgerlichen Staat 
zu stellen. Doch es gibt Bereiche, wie 
zum Beispiel die Forderung nach Förde-
rung und Zusammenarbeit mit der Poli-
zei, wo dieser Appell in eine reaktionäre 
Stoßrichtung umschlägt. Der bürgerliche 
Staat und insbesondere seine Repressi-
onsorgane können keine verlässlichen 
Verbündeten im Kampf gegen Sexis-
mus, Rassismus oder Unterdrückung im 
Allgemeinen sein, sie dienen der Auf-
rechterhaltung der unterdrückerischen 
Verhältnisse. Vielmehr muss das Ziel 
sein, Frauen gemeinsam mit der Frau-
en- und Arbeiter*innenbewegung gegen 
sexistische Gewalt zu organisieren. Ein 
Appell an die Polizei schafft hier entwe-
der nur Illusionen oder stärkt allgemein 
die Möglichkeiten des bürgerlichen  
Staates.

Gewalt verhindern

Spätestens mit #metoo ist auch in Öster-
reich die Diskussion über Gewalt und Be-
lästigung an Frauen verstärkt in der Ge-
sellschaft diskutiert worden, auch wenn 
die Diskussion in Österreich um einiges 
weniger erfolgreiche Ergebnisse zeigte 
als in anderen Ländern. Peter Pilz sitzt 
wieder im Nationalrat, der ÖSV ist laut 
„Expertenkommission“ nicht sexistischer 
als „Unternehmen analoger Größenord-
nung“ und der Innenminister arbeitet 
bewusst daran sexualisierte Gewalt so 
darzustellen, als ob sie nur von fremden 
(besonders nichtösterreichischen) Män-
nern begangen wird. 

Dabei ist klar, dass die überwältigende 
Mehrheit der Frauen sexuelle Belästigung 
erfährt, jede 5. Frau über 15 Jahren von 
(häuslicher) Gewalt betroffen ist und die 
Mehrheit der Täter aus dem unmittel-
baren persönlichen Umfeld der Frauen 
kommt. Oftmals sind es Ehemänner oder 
(Ex-)Partner. Deshalb ist die Forderung 
nach einem Ausbau von Gewaltschutz-
zentren mehr als notwendig. Auch die 

Sensibilisierung an Schulen ist wichtig. 
Der Appell zum Ausbau der Kooperati-
on mit der Polizei ist jedoch wie schon 
weiter oben argumentiert mehr als ver-
zichtbar. Vielmehr sollte die Selbstorga-
nisierung von Frauen gemeinsam mit der 
organisierten Frauen- und  Arbeiter*in-
nenbewegung im Vordergrund stehen 
um sich bei Gewaltschutz nicht auf die 
– ohnehin sexistischen und rassistischen 
– Organe des bürgerlichen Staates zu  
verlassen. 

Was bezwecken Volksbegehren?

Ein erfolgreiches Volksbegehren hat 
als solches genommen nicht viel mehr 
Konsequenzen als, dass im Nationalrat 
darüber diskutiert werden muss. Das be-
deutet auch, dass bei dieser Regierung, 
die sich Großteils ablehnend gegenüber 
dem Volksbegehren (und Frauenrech-
ten generell) positioniert hat, vermutlich 
nicht sehr viel von den Forderungen um-
gesetzt werden wird. Der wesentlichere 
Output kann eben deswegen nur sein, 
eine gesellschaftliche Diskussion über die 
Themen anzustoßen und dadurch eine 
Bewegung auf der Straße, in den Gewerk-
schaften und Betrieben anzustoßen, die 
auch den gesellschaftlichen Druck erzeu-
gen kann, damit die Forderungen auch 
wirklich erzwungen werden können. 
Denn was der Kampf für Gleichberechti-
gung im letzten Jahrhundert gezeigt hat 
ist, dass diese nicht einfach vom Him-
mel fällt, sondern hart erkämpft werden  
muss. 

Deshalb müssen wir auch klar machen, 
dass dieses Frauenvolksbegehren zu kei-
nen positiven Verbesserungen führt, 
wenn es sich nicht seine selbstgesetz-
ten Einschränkungen beseitigt. Aktuell 
ist die Perspektive rein auf ein formales 
Mittel der „direkten“ Demokratie im ös-
terreichischen Staat ausgelegt. Dabei ist 
sehr einfach zu durchschauen, dass eine 
strategische Ausrichtung alleine darauf 
vollkommen verheerend sein kann. Die 
vielen Unterstützer*innen, die sich in 
den letzten Monaten engagiert haben 

müssen erkennen, dass ihr Engagement 
nicht einfach nur für eine gute Medien-
aktion drauf gehen sollte. Vielmehr muss 
das Frauenvolksbegehren auch eine rea-
le Mobilisierung auf der Straße und eine 
Auseinandersetzung in den Organisatio-
nen der Arbeiter*innenbewegung bewir-
ken. Ein erster Schritt kann zum Beispiel 
sein am Tag der Debatte des Frauenvolks-
begehrens eine große Demonstration für 
die Durchsetzung der Forderungen abzu-
halten. Die Mehrheit im Nationalrat wir 
nicht im Traum daran denken die Inhalte 
des Volksbegehrens durchzusetzen. Wir 
müssen sie dazu zwingen und das geht 
letztlich nur durch eine Bewegung auf der 
Straße unterstützt durch die Organisation 
der Arbeiter*innenbewegung, allen vor-
an die Gewerkschaften. 

Aber es muss auch klar sein, dass - egal 
wie sehr wir kämpfen - uns unsere Rechte 
jederzeit wieder weggenommen werden 
können. Dafür müssen wir nur auf die 
nächste große Krise warten. Der Kapi-
talismus als Ursache der Frauenunter-
drückung muss überwunden werden. 
Und das geht nur als kämpfende Bewe-
gung der Arbeiter*innenklasse. Viele der 
Punkte im Frauenvolksbegehren müssen 
essentielle Forderungen einer solchen 
Bewegung sein, die in ihre eigene Stärke 
vertraut anstatt dem bürgerlichen Staat. 
Aber leider bricht der kleinbürgerliche 
Charakter des Frauenvolksbegehrens 
doch immer wieder mit den Interessen 
der Arbeiter*innenklasse. Deshalb müs-
sen wir die Menschen überzeugen einen 
Schritt weiterzugehen. Denn echte Frau-
enbefreiung wird es erst geben, wenn 
diese Dystopie des „freien Marktes“ end-
lich auf dem Müllhaufen der Geschichte  
landet.				         

Vielmehr muss das Frauenvolksbegehren auch eine rea-
le Mobilisierung auf der Straße und eine Auseinander-
setzung in den Organisationen der Arbeiter*innenbe-
wegung bewirken. Ein erster Schritt kann zum Beispiel 
sein am Tag der Debatte des Frauenvolksbegehrens eine 
große Demonstration für die Durchsetzung der Forde-
rungen abzuhalten.

“
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Svenja Spunck
(Gruppe ArbeiterInnenmacht, BRD)

Die Baustelle des Dritten Flughafens 
von Istanbul  wird von der Firma IGA - 
Istanbul Grand Airport AS, die der AKP 
nahe steht, wie eigentlich alle Firmen im 
Bausektor – betrieben. Circa 36.000 Ar-
beiterInnen errichten dort den Flugha-
fen, der der größte Europas werden soll. 
Jährlich 9 Millionen PassagierInnen aus 
aller Welt werden dann dort abgefertigt. 
Die Eröffnung plant Erdogan für den 29. 
Oktober, den Jahrestag der Republiksgrün-
dung. Doch dass der Flughafen bis dahin 
tatsächlich fertig gestellt werden wird, ist 
nicht sicher. Denn seit dem 14. Septem-
ber befinden sich 10.000 ArbeiterInnen 
aus der Abteilung Akpınar im Streik. Ihre 
Forderungen haben sie in 15 Punkten zu-
nächst handschriftlich formuliert und als 
Foto in den sozialen Medien verbreitet. 
Daran lässt sich erkennen, unter welch 
unmenschlichen Umständen sie dort seit 
Monaten schuften. 

Barbarische Bedingungen

Die Unterkünfte, in denen die Arbeiter 
in Mehrbettzimmern untergebracht wer-
den, seien voller Wanzen und die sanitä-
ren Anlagen würden nur selten geputzt. 
Das Essen in der Kantine sei oft schlecht, 
jedoch gäbe es besseres Essen für die 
Vorarbeiter*innen. Einige ArbeiterInnen 
hätten keine Arbeitskleidung bekommen, 
andere warten seit über 6 Monaten auf 
ihren Lohn. Da die Baustelle riesengroß 
ist, müssen die ArbeiterInnen mit Shutt-
le-Bussen von ihren Unterkünften zum 
Arbeitsplatz gebracht werden, doch die 
Bussen fallen hin und wieder aus. Ein 
Zusammenstoß zweier solcher Busse, bei 
dem 17 Menschen verletzt wurden, löste 
den Protest Mitte September aus. 
Die Arbeitssicherheit auf der Baustelle 
ist, wie auch auf anderen Bauplätzen in 
der Türkei, katastrophal. Die ILO gibt die 
Türkei seit Jahren auf Platz drei der Län-
der mit den meisten tödlichen Arbeitsun-
fällen an. Und auch der Flugplatz in Istan-

bul ist auf dem Blut und dem Leben der 
ArbeiterInnen errichtet. Das Verkehrs-
ministerium gibt an, dass „nur“ 27 Be-
schäftigte tödlich verunglückt seien. Laut 
der oppositionellen Zeitung Cumhuriyet 
sind allerdings über 400 Menschen um-
gekommen. Die wenigen Gewerkschafte-
rInnen, die es vor Ort gibt, betonen, dass 
es sich um Morde, nicht um Unfälle han-
delt. Die Baufirma nehme die Unfälle in 
Kauf, um so schnell wie möglich mit dem 
Bau fertig zu werden. 

Alles, was dem im Weg steht, wird unter-
drückt und aus dem Weg geschafft. Am 
zweiten Tag wurden die Protestierenden 
mit Wasserwerfern und Tränengas von 
der Gendarmerie angegriffen. 500 Ar-
beiterInnen wurden vorübergehend ver-
haftet, 24 von ihnen befinden sich nun in 
Untersuchungshaft. Der Vorwurf gegen 
sie lautet, sie hätten das Demonstrations-
recht missbraucht. Von welchem „Recht“ 
hier gesprochen wird, ist äußerst fraglich, 
denn die AKP-Regierung lässt seit Jahren 
konsequent alle Demonstrationen zer-
schlagen. 
Neben den physischen Angriffen auf 
die Protestierenden begannen die regie-
rungsnahen Medien auch mit Schmäh-
kampagnen gegen sie. Sie würden im 
Interesse von ausländischen AgentInnen 
handeln, ja sogar von diesen finanziert 
werden, um die Türkei ins Chaos zu 
stürzen. Statt sich also ernsthaft mit den 
Interessen derjenigen auseinanderzuset-
zen, die Erdogans neues Prestigeprojekt 
errichten, wird von ihnen Loyalität bis 
zum Tod verlangt. Deshalb beschreibt 
der Slogan, mit dem die ArbeiterInnen 
protestieren, die Lage sehr gut: „Wir sind 
keine SklavInnen!“ 

Repression und Solidarität

Als sich in Kadiköy, einem Stadtviertel 
auf der asiatischen Seite Istanbuls, linke 
Jugendorganisationen solidarisch mit 
dem Streik erklärten und Demonstrati-
onen abhalten wollten, wurden auch sie 
von der Polizei angegriffen. Einige von 

ihnen, darunter auch JournalistInnen, 
wurden vorübergehend verhaftet. Das 
zeigt deutlich, wovor sich die Regierung 
fürchtet: Die Verbindung von einer Mas-
se wütender ArbeiterInnen, die gegen 
ihre unerträglichen Arbeitsbedingungen 
kämpfen mit politischen Organisationen, 
die mit einem sozialistischen Selbstver-
ständnis eben diese Werktätigen organi-
sieren wollen. 
Die Wirtschafts- und Finanzkrise, die 
momentan in der Türkei herrscht und vor 
allem auch den Bausektor betrifft, soll auf 
dem Rücken der ArbeiterInnen ausgetra-
gen werden, wenn es nach der Regierung 
geht. Doch die Arbeitsbedingungen in 
der Türkei waren schon immer miserabel 
und die Verschärfungen, die durch die 
Krise spürbar werden, sind unerträglich 
für die ArbeiterInnen. Die Proteste am 
Flughafen zeigen einen Kampf um fun-
damentale Rechte, die in Zukunft auch 
in anderen Bereichen beschnitten werden 
könnten. Deshalb gilt es nun, mit ihnen 
vollste Solidarität zu zeigen. Sie können 
der Anfang einer neuen Welle von Pro-
testen gegen die Regierung sein, die sie 
in einer Zeit politischer und wirtschaftli-
cher Instabilität hart treffen kann. 

Der Grad der gewerkschaftlichen Orga-
nisierung am Flughafen und generell in 
der Türkei ist noch sehr gering, doch die 
ArbeiterInnen machen hier ihre ersten 
positiven Erfahrungen des organisierten 
Widerstandes. Linke Gruppen, Gewerk-
schaften und Parteien müssen hier in-
tervenieren, um für Organisierung und 
koordinierten Protest zu argumentieren. 
Bisher ist es noch leicht für die IGA, 
StreikbrecherInnen einzusetzen und 
Streikende einfach zu entlassen. Doch das 
Zusammenspiel zwischen den Bossen der 
Baufirma und der AKP-Regierung zeigt, 
dass es sich hier auch um ein politisches, 
nicht nur um ein wirtschaftliches Prob-
lem handelt. Der Mut der ArbeiterInnen, 
spontan in den Streik zu treten, trotz aller 
Repression und der Furcht vor dem Ver-
lust des Arbeitsplatzes, ist respekteinflö-
ßend und verdient vollste Solidarität.   

SOLIDARITÄT MIT DEN  
STREIKENDEN ARBEITER*INNEN!

PROTESTE AM ISTANBULER FLUGHAFEN
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Michael Märzen
 
Am 20. September starteten die Kollekti-
vvertragsverhandlungen der Metall-Bran-
che. Diese sind traditioneller Weise ein 
wegweisender Auftakt für eine große 
Anzahl an KV-Verhandlungen, der so-
genannten „Herbstlohnrunde“. Diesmal 
soll der Herbst allerdings außergewöhn-
lich „heiß“ werden, denn die Kollektiv-
vertragsverhandlungen werden von der 
Ausweitung der Höchstarbeitszeit auf 
täglich 12 Stunden überschattet. Auf einer 
österreichweiten Konferenz aller Kollek-
tivvertragsverhandler*innen, zwei Tage 
vor Auftakt der Metall-Verhandlungen, 
wurde also ein Forderungskatalog er-
stellt um die negativen Auswirkungen 
der Arbeitszeitnovelle auf die lohnarbei-
tende Klasse abzufedern. Doch mit der 
gewählten Strategie droht eine weitere  
Niederlage.

Was ist passiert?

Am 5. Juli wurde die Ausweitung der 
Höchstarbeitszeit auf täglich 12 und wö-
chentlich 60 Stunden mit den Stimmen 
von FPÖ, ÖVP und NEOS beschlossen. 
Am 30. Juni, sozusagen „fünf vor zwölf “, 
rief der ÖGB zu einer Großdemonstrati-
on über die Wiener Mariahilferstraße, an 
der sich über 100.000 Menschen beteilig-
ten. Im Vorfeld wurden Betriebsrätekon-
ferenzen in allen Bundesländern organi-
siert und österreichweit gab es über 900 
Betriebsversammlungen. Die österrei-
chische Arbeiter*innenbewegung stand 
mit kaum gesehener Kraft geschlossen 
gegen die Regierung auf. Was war die 
Perspektive des Gewerkschaftsbunds? 
ÖGB-Präsident Wolfgang Katzian ver-
kündete in seiner Rede: „Wir werden 
Widerstand leisten mit allen Mitteln, die 
uns zur Verfügung stehen. ( … ) Wir wer-
den alles dafür tun, dass die Umsetzung 
dieses Gesetzes verhindert wird!“ Was 
dafür notwendig gewesen wäre war als 
Forderung auf der Demonstration allge-
genwärtig sichtbar: Streik! Doch Arbeits-
niederlegungen geschweige denn der Ge-

neralstreik waren keine Perspektive für 
die Gewerkschaftsführung. Der Grund 
wurde klar als Post-Gewerkschaftschef 
Helmut Köstinger zum Sturz der Regie-
rung aufrief - eine unweigerliche Bedro-
hung für die Regierung im Falle eines 
Generalstreiks. Katzian ruderte schnell 
zurück und beteuerte „wir akzeptieren 
selbstverständlich jede demokratisch ge-
wählte Regierung“. Deshalb forderte er 
von dieser eine Volksabstimmung. Um 
im Namen der Demokratie die Regierung 
der Reichen und Kapitalist*innen nicht 
zu gefährden musste der Arbeiter*in-
nenbewegung allerdings die Demokra-
tie verweigert werden. Die Forderungen 
nach Streikmaßnahmen wurden büro-
kratisch übergangen und die Bewegung  
verraten.
v

Der „Preis für das Arbeitszeitgesetz“

In einem Interview mit dem STAN-
DARD am 22. Juli antwortete der ÖGB-
Chef auf die Frage ob er Kampfgeist der 
Gewerkschaft auf Urlaub sei: „Nein, wir 
wollen das Pulver nur nicht auf einmal 
verschießen. ( … ) Im Sommer setzen 
wir Nadelstiche, als Vorgeschmack auf 
den Herbst. Im September gibt es dann 
erstmals eine Konferenz aller Kollektiv-
vertragsverhandler aller Gewerkschaften, 
also Betriebsräte aus ganz Österreich. 
Dort werden die weiteren Schritte be-
schlossen.“ Auf die nächste Frage, wa-
rum der ÖGB nicht schon längst etwas 
lahm gelegt habe hieß es: „Wenn wir da 
oder dort etwas lahmlegen, dann sorgt 
das vielleicht für Aufsehen, ändert aber 
nichts an einer Tatsache: Das Parlament 
hat das Gesetz mit einer Mehrheit be-
schlossen, das kann ich nicht einfach 
in die Luft werfen. Also müssen wir zu 
verhindern versuchen, dass die Auswir-
kungen bei den Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern ankommen.“ Eine klei-
ne symbolische Protestaktion einen Tag 
vor Inkrafttreten des Gesetzes (mit 1. 
September) wurde noch organisiert. Am 
18. September, zwei Tage vor Eröffnung 
der Metall-KV-Verhandlungen, fand die 

KV-Verhandler*innenkonferenz statt. 
Dort hieß es von Katzian: „Diesen Herbst 
ist Zahltag – wir legen den Preis gemein-
sam fest!“ Es geht also keineswegs um die 
Rücknahme des Gesetzes, das war schon 
vor der Konferenz klar und wurde dort  
bestätigt.

Organisieren, Organisieren  
und Organisieren!

Auf der KV-Verhandler*innenkonferenz 
wurde ein Katalog von Foderungen be-
schlossen, aus dem je nach den Bedingun-
gen in einer Branche Forderungen für die 
jeweiligen Verhandlungen aufgegriffen 
werden sollen. Darunter finden sich vie-
le sinnvolle Maßnahmen. Das Problem 
ist allerdings, dass keine einzige dieser 
Forderungen branchenübergreifend auf-
gestellt wird. Das wäre aber eine Voraus-
setzung für einen gemeinsamen Kampf 
aller Arbeiter*innen gegen die Auswir-
kungen des neuen Arbeitszeitgesetzes. 
Außerdem hat Kapitulation des ÖGB 
vor dem 12-Stundentag offenkundig zu 
einer Demoralisation vieler kampfberei-
ter Arbeiter*innen geführt. Das macht 
sich nicht nur in der Stimmung in vielen 
Betrieben bemerkbar, auch die geringe 
Zahl an Teilnehmer*innen (900) an der 
KV-Verhandler*innenkonferenz  ist ein 
Ausdruck dessen. Durch eine mutige 
Kampfansage an die Regierung könnte 
man die Stimmung aber mit Leichtigkeit 
wieder drehen. Das Problem ist und bleibt 
die ÖGB-Führung, die wieder einmal 
beweist, dass sie lieber schwerwiegende 
Verschlechterungen für die Arbeitenden 
hinnimmt als einen ernsthaften Kampf zu 
organisieren. Dagegen hilft nur die Orga-
nisierung der Gewerkschaftsbasis und 
der Aufbau einer klassenkämpferischen 
Basisbewegung gegen die Gewerkschafts-
bürokratie. Ansätze dazu gibt es. Sie 
müssen aber vereint werden unter einem 
Programm zur Revolutionierung der  
Gewerkschaften.			        

NICHTS ALS  
HEISSE LUFT?

HERBSTLOHNRUNDE 2018
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Im Folgenden drucken wir die Forderungen KV-Verhandler*in-
nenkonferenz vom 18. September ab. Wir denken, dass die In-
formation und eine Diskussion über diese Forderungen im Inte-
resse der Arbeiter*innenbewegung sind. Eine allgemeine Kritik 
an der Strategie der Gewerkschaftsführung haben wir im Artikel 
„Herbstlohnrunde – Nichts als heiße Luft?“ formuliert.

Kürzer arbeiten, mehr Zeit zum Leben

Kürzere Arbeitszeit kann erreicht werden z.B. durch:
»» Verkürzung der wöchentlichen kollektivvertraglichen Normal-

arbeitszeit
»» Erhöhung des Urlaubsanspruchs auf 6 Wochen für alle
»» Nachholen von Feiertagen, die auf einen Sonntag fallen, am 

nächsten Werktag
»» Verpflichtende Zeitzuschläge zu Überstunden
»» Verpflichtende Zeitzuschläge zu besonders familienfeindlichen 

Arbeitszeiten wie Abend und an Samstagen (vgl. Ersatzruhe für 
Sonntag) bzw. Schicht- und Schwerarbeit
»» Bezahlte Pausen
»» Rechtsanspruch auf regelmäßige 4-Tage-Woche
»» Rechtsanspruch auf Altersteileit, Bildungskarenz und andere 

Auszeit-Modelle

Mehr Planbarkeit und Mitbestimmung

Dies kann erreicht werden z.B. durch:
»» Zuschläge zu besonders kurzfristig angekündigter Mehrarbeit
»» Gleitzeitregelungen mit max. 10 Stunden Höchstarbeitszeit im 

Kollektivvertrag, überall dort, wo Gleitzeit möglich ist
»» Ankündigungsfrist von mindestens vier Wochen für Wochen-

endarbeit mit effektivem Entschlagungsrecht wie z.B. Kündi-
gungsschutz
»» 4-Tage-Woche bei Schichtarbeit durch Kollektivvertrag
»» Mitwirkungsrechte des Betriebsrats bei Anordnung von über 

10/50 Stunden hinausgehender Arbeitszeit
»» Keine Überstunden für Lehrlinge, schon gar nicht an Berufs-

schultagen
»» Altersgerechte Arbeitszeitmodelle

Mehr Selbstbestimmung

Folgende Maßnahmen können beispielhaft zu mehr Selbstbe-
stimmung führen
»» Einseitiger Antritt von Zeitausgleich
»» Gleitzeitregelungen mit max. 10 Stunden Höchstarbeitszeit im 

Kollektivvertrag, überall dort, wo Gleitzeit möglich ist
»» 6 Monate absoluter Kündigungsschutz für ArbeitnehmerInnen 

in Abteilungen, in denen von der 11. und 12. Stunde Gebrauch 
gemacht wurde
»» Effektives Entschlagungsrecht bei Wochenendarbeit

Überstunden als Ausnahme und nicht als Regel

Damit Überstunden die Ausnahme bleiben, sind z.B. folgende 
Maßnahmen denkbar:
»» 1.700 Euro Mindestlohn, 850 Euro Mindestlehrlingsentschädi-

gung, 14-mal im Jahr, damit das Grundgehalt zum Leben reicht

»» 6 Monate absoluter Kündigungsschutz für ArbeitnehmerInnen 
in Abteilungen, in denen von der 11. und 12. Stunde Gebrauch 
gemacht wurde
»» Zuschläge zu besonders kurzfristig angekündigter Mehrarbeit
»» Ankündigungsfrist von mindestens vier Wochen für Wochen-

endarbeit mit effektivem Entschlagungsrecht wie z.B. Kündi-
gungsschutz

Überstunden, die sich lohnen

Wenn ausnahmsweise Überstunden geleistet werden, dann sol-
len sie sich auch in Form vonmehr Geld und mehr Freizeit loh-
nen:
»» Verpflichtende Zeitzuschläge zu Überstunden
»» Verpflichtende Zeitzuschläge zu besonders familienfeindlichen 

Arbeitszeiten wie Abend und an Samstagen (vgl. Ersatzruhe für 
Sonntag)
»» Mind. 100 % Zuschlag auf die 11. und 12. Stunde
»» Wahlrecht Zeit/Geld für alle Überstunden
»» Rechtsanspruch auf Auszahlung, wenn Guthaben auf Arbeits-

zeitkonten eine bestimmte Höhe erreicht haben
»» Erhöhung des Mehrarbeitszuschlags und Wegfalls des 

Durchrechnungszeitraums bei Teilzeit

Arbeit darf die Gesundheit nicht gefährden

Um sicherzustellen, dass Arbeit nicht krank macht, sind folgen-
de Maßnahmen vorstellbar:
»» Einseitiger Antritt von Zeitausgleich
»» Erhöhung des Urlaubsanspruchs auf 6 Wochen für alle
»» Nachholen von Feiertagen, die auf einen Sonntag fallen, am 

nächsten Werktag
»» Verpflichtende Zeitzuschläge zu Überstunden
»» Verpflichtende Zeitzuschläge zu besonders familienfeindlichen 

Arbeitszeiten wie Abend und an Samstagen (vgl. Ersatzruhe für 
Sonntag)
»» Zusätzliche bezahlte Pausen bei Arbeitstagen über die 10. Stun-

de hinaus
»» Beschränkung der 12-Stunden-Tage und 60-Stunden-Wochen 

im Kollektivvertrag
»» Effektives Ablehnungsrecht für alle Überstunden
»» Festlegung einer Mindestanzahl an ganzen Tagen, die pro Mo-

nat bzw. Gleitzeitperiode einseitig freigenommen werden können

Rechtssicherheit durch Klarheit

Schutz für jene, die aus dem AZG/ARG fallen könnten, durch 
den Kollektivvertrag
»» Übernahme aller AZG/ARG-Bestimmungen für alle, die unter 

den KV fallen, somit gelten Überstundenzuschläge, kollektivver-
tragliche Normalarbeitszeit und Ruhezeiten auch für „die 3. Füh-
rungsebene“
»» Gleitzeitregelungen mit max. 10 Stunden Höchstarbeitszeit
»» im Kollektivvertrag, überall dort, wo Gleitzeit möglich ist
»» Anrechnung aller Karenzzeiten auf alle dienstzeitabhängigen 

Ansprüche, solange die gesetzliche Anrechnung nicht umgesetzt  
ist						                  

ZIELE UND FORDERUNGEN DER KV-VERHANDLER*INNENKONFERENZ
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Lars Keller 
(Gruppe ArbeiterInnenmacht, BRD)

Der Kampf um den Ausstieg aus der Braun-
kohleverstromung spitzt sich zu. Selbst der 
Tod eines Journalisten am 21. Septem-
ber führte nur zu einer vorübergehenden 
Aussetzung der Räumung des Hambacher 
Forstes. Diese hatte das Bauministerium 
von Nordrhein-Westfalen am 12. Septem-
ber angeordnet. In den Morgenstunden des 
13. September begann der brutale Einsatz. 
Der Staat fuhr dafür ein Großaufgebot an 
Polizei und schwerem Gerät auf. Neben 
Wasserwerfern und Räumpanzern wur-
den auch Arbeitsbühnen, Kräne, Bagger 
und Maschinen zum Holzeinschlag vor-
gehalten. Mehrere Polizeihundertschaften 
und das Spezialeinsatzkommando sind vor 
Ort und räumen die Baumhäuser. Als Vor-
wand hierfür dienen dem Bauministerium 
von ihnen nicht eingehaltene Brandschutz-
bestimmungen.

Der eigentliche Hintergrund ist freilich, 
dass der Energiekonzern RWE, seines 
Zeichens Eigentümer der Waldes, ab Mit-
te Oktober über 100 ha des einst riesigen 
Forstes roden will, um an die Braunkoh-
le darunter zu kommen. Das Bündnis 
„Ende Gelände“ hatte daher zu großen 
Blockadeaktionen im Hambacher Ta-
gebau vom 25.-29. Oktober aufgerufen. 
Doch die Ereignisse haben die Planungen 
überrollt.

Wöchentlich finden Massenproteste am 
Hambacher Forst mit tausenden Men-
schen statt, organisiert von Umweltschut-
zorganisationen wie BUND (Bund für 
Umwelt und Naturschutz Deutschland), 
NABU (Naturschutzbund Deutschlands), 
Greenpeace, attac, den Grünen sowie Tei-
len der radikalen Linken. Währenddes-
sen tagt in Berlin die sogenannte „Koh-
lekommission“, um bis zum Jahresende 
einen Plan zum Ausstieg aus der Kohle-
verstromung zu erarbeiten, wobei anzu-
nehmen ist, dass der Ausstieg um viele 
Jahre verschleppt werden wird, während 
die selbst gesteckten Klimaziele Deutsch-

lands (Reduktion des Treibhausgasaus-
stoßes bis 2020 um 40 % im Vergleich zu 
1990, Anteil der erneuerbaren Energien 
bei der Stromerzeugung von 18 % bis 
2020) in Rauch aufgehen.

Beim Kampf um den Hambacher Forst 
geht es dabei letztlich um weit mehr als 
den Erhalt eines Waldstücks und die 
Braunkohleverstromung. Er ist ein Be-
standteil des Kampf um wirksame Maß-
nahmen gegen den Klimawandel und 
zur Sicherung der natürlichen Grundla-
gen menschlicher Existenz - ein Ziel, das 
angesichts verschärfter kapitalistischer 
Konkurrenz in noch weitere Ferne rückt.

Braunkohle und Widerstand

Der Tagebau Hambach ist Teil des rheini-
schen Braunkohlereviers, dessen Brenn-
stoff in den naheliegenden Kraftwerken 
zur Stromerzeugung verfeuert wird. Ne-
ben dem Rheinland ist die Lausitz das 
zweite große Braunkohleabbaugebiet in 
der Bundesrepublik. Die in den rheini-
schen Kraftwerken freigesetzten Mengen 
des Treibhausgases Kohlendioxid (CO2) 
zählen zu den höchsten CO2-Emis-
sionen durch Elektrizitätswerke welt-
weit. Die Auswirkungen sind aber nicht 
nur die Freisetzung von CO2, sondern 
auch das Umkrempeln des Lebensrau-
mes der Menschen zwischen Köln und 
Aachen. Acker- und Waldflächen sind 
verloren, Ortschaften und Verkehrswe-
ge wichen ebenso den riesigen Löchern 
in der Erde. Hinzu kommen Belastun-
gen des Grundwassers und hochgiftiger  
Feinstaub.

Daher gab es mit Beginn des Braun-
kohleabbaus bereits Widerstand in den 
angrenzenden Ortschaften gegen ihre 
Umsiedlung. Viele davon existieren 
heute nicht mehr. Heute hat der Protest 
gegen den Kohleabbau seinen Schwer-
punkt vor allem im Kampf gegen den 
menschengemachten Klimawandel und 
für „Klimagerechtigkeit“. Hinter die-
sem Begriff verbirgt sich eine Kritik am 

CO2-Ausstoß der sogenannten Indust-
rienationen wie z. B. Deutschland, dessen 
negative Folgen (Dürre, Anstieg des Mee-
resspiegels, Stürme,...) vor allem die aus-
gebeutete halbkoloniale Welt zu tragen  
hat.

Viele Anwohner*innen unterstützen zum 
Teil seit Jahren die Proteste gegen RWE 
& Co. Ein Großteil der Bevölkerung im 
Rheinland hält den Polizeieinsatz für 
überzogen, der der teuerste in der Ge-
schichte von Nordrhein-Westfalen wer-
den könnte.

Die Frage der Protestform

Der Einsatz, mit dem die Aktivist*innen 
im Hambacher Forst Bäume besetzten 
oder im Rahmen von „Ende Gelände“ 
immer wieder in Tagebaue im Rheinland 
oder in der Lausitz eindrangen, verdient 
enormen Respekt. Es wurde große öffent-
liche Aufmerksamkeit für die Thematik 
erzeugt und zumindest kurzzeitig der Be-
trieb gestört. Der Kampf der Baumhaus-
bewohner*innen bei der Verteidigung 
des Waldes verdient unsere Solidarität. 
All jene, die hierbei staatliche Repres-
sion erfahren, sind bedingungslos zu  
verteidigen.

Die Aktionsform, durch Besetzungen 
umweltschädliche Maßnahmen zu ver-
hindern, hat eine lange Tradition in der 
Bewegung, die bis in die 1970er und 
1980er Jahre zurückreicht. Um erfolg-
reich zu sein, muss sie allerdings auch 
mit einer Massenbewegung und Unter-
stützung verbunden sein. Ansonsten ist 
es für die Herrschenden ein Leichtes, 
die Bevölkerung gegen Aktivist*innen in 
Stellung zu bringen und ihre Aktionen zu 
isolieren.

Im Hambacher Forst ist die Verbindung 
zweifellos gegeben. Die Aktiven der Be-
setzung sind politisch im wesentlichen 
libertär, anarchistisch oder (post)au-
tonom geprägt. Aktionsbündnisse wie 
„Ende Gelände“ werden von der „Inter-
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ventionistischen Linken“ und anderen 
post-autonomen Kräften dominiert. Die 
Massendemonstrationen und -aktionen 
wiederum werden vor allem von den Um-
weltverbänden und zu einem geringeren 
Teil Gruppierungen  wie attac getragen - 
im „Hintergrund“ steht die Grüne Partei, 
in geringerem Maße die Linkspartei.

Auch wenn die radikaleren, anti-kapita-
listisch ausgerichteten Kräfte den Aktio-
nen ihren Stempel aufdrücken, so stellen 
die Umweltverbände die Masse und sind 
letztlich politisch in der Vorhand.

Dies hat zwei Gründe. Erstens kön-
nen solche Besetzungen und militan-
ten Aktionen einer Minderheit letzt-
lich ohne eine unterstützende Masse 
und die Gewinnung der Öffentlichkeit 
nicht gehalten werden. Zweitens zie-
len sie natürlich darauf, Druck auf die 
Landesregierung auszuüben, RWE 
bei der Rodung zu stoppen und einen 
möglichst raschen Kohleausstieg zu  
erzwingen.

Doch wie dieser genutzt wird - darüber 
entscheidet keine „Bewegung“ und be-
stimmen erst recht nicht die Besetzer*in-
nen oder „Ende Gelände“. Die Dynamik 
der Bewegung versuchen vielmehr die 
Vertreter*innen von Greenpeace, BUND 
und der Grünen - ohne jegliche Kontrolle 
der Basis - beim Schacher am Verhand-
lungstisch der Kohlekommission für sich 
zu nutzen. Bislang mit bescheidenem Er-
folg, werden doch „Ausstiegsdaten“ wie 
2038 kolportiert. RWE will erst 2045 den 
Braunkohletagebau einstellen, Green-
peace soll sich angeblich mit 2030 an-
freunden können. Inzwischen wollen die 
Lobbyist*innen Fakten schaffen, da sie 
verhindern wollen, dass auch der noch 
verbliebene Teil des Hambacher Forstes 
„ungenutzt“ bleibt.

Die Umweltbewegung, vor allem aber die 
radikaleren Aktivist*innen stehen hier 
vor einem Dilemma. Mit ihren Aktions-
formen, ihren Mitteln können sie nicht 
mehr leisten, stehen ihn im Grunde nur 
zwei strategische Optionen des Ausstiegs 
aus der Kohleverstromung und vor allem 
zur Reorganisation der Energiewirtschaft 
offen. Bei der einen läuft es auf eine ge-
nerelle Reduktion, wenn nicht die Ab-
schaffung industrieller Großproduktion 
hinaus, die durch „selbstverwaltete“ For-
men der Kleinwirtschaft ersetzt werden 
soll. Ein solches Ziel ist nicht nur uto-
pisch angesichts der bestehenden Kräfte-

verhältnisse. Es ist auch reaktionär, weil 
damit weder die Mittel zur Verfügung 
stünden noch die notwendige Koordina-
tion globaler Maßnahmen möglich wäre, 
um den Klimawandel zu stoppen und die 
Bedürfnisse von Milliarden Menschen 
auf der ganzen Welt zu befriedigen (ein-
schließlich einer massiven Ausdehnung 
der Industrieproduktion auf große Teile 
der sog. „Dritten Welt“). Der andere Aus-
weg ist ein Abkommen mit Kapital und 
Regierung zum „ökologischen Umbau“ 
der Gesellschaft. Daran werkelt zur Zeit 
die „Kohlekommission“.

Kapital und Arbeit

Ein solcher „grüner“ Deal wird nicht 
funktionieren. Eine gewisse Beschleu-
nigung des Kohleausstiegs mag zwar 
erreichbar sein - aber sicher keine aus-
reichenden Maßnahmen beim „Gesamt-
paket“ Klimawandel. Selbst das sog. 
2-Grad-Ziel rückt global in weite Ferne.

Die zur Erreichung dieses Ziels not-
wendigen Maßnahmen sind schlicht-
weg nicht durchsetzbar, solange die 
Umweltpolitik an den Profitinteressen 
des Kapitals ihre Grenze findet, solange 
RWE & Co. bestimmen, was zu welchen 
Bedingungen produziert und verkauft  
wird.

Nehmen wir nur RWE, einen letztlich 
kleinen Teil des Gesamtproblems. Der 
Konzern macht riesige Profite durch die 
Stromproduktion, wobei die gleichzei-
tige Zerstörung unserer Lebensgrund-
lage billigend in Kauf genommen wird. 
Wenn nun gefordert wird, aus der Koh-
leverbrennung auszusteigen, ist es für die 
Kapitalist*innen und auch die Regierung 
ein Leichtes zu sagen, das gefährde die 
Jobs der 9.000 Beschäftigten im Rhein-
land. Doch dieses Argument ist nur ein 
Vorwand. Die Kohleverbrennung ist 
vielmehr billig und daher ein zentrales 
Element im Profit von RWE (Nettoge-
winn 2017: 1,9 Mrd. Euro). Weiterhin hat 
RWE bereits massiv in die Braunkohle-
verstromung investiert, z. B. durch Kauf 

des Hambacher Forstes. Diese Investi-
tionen hat ein kapitalistischer Staat wie 
Deutschland zu schützen und dement-
sprechend verhalten sich CDU, SPD, AfD 
und FDP - und auch die IG BCE. Und 
natürlich sind auch die Grünen für einen 
Deal mit dem Kapital zu haben, wie sie 
mit ihrer Zustimmung zur Rodung des 
Forstes in der ehemaligen rot-grünen 
Landesregierung hinlänglich bewiesen  
haben.

Tatsächlich sind die Jobs jedoch abso-
lut zweitrangig für die Kapitalist*innen 
und ihre staatlichen Helfer*innen in der 
Landesregierung und im Bundestag. 
Wenn die Streichung von Stellen in den 
Augen der Kapitalist*innen ihren Ge-
winn erhöhen könnte, so würden diese 
auch auf die eine oder andere Weise dem 
Drang nach Profit zum Opfer fallen. Ein 
Beispiel dafür findet sich in den 1990er 
Jahren, wo RWE tausende Arbeitsplät-
ze durch Rationalisierung gestrichen  
hat.

Eine besonders unrühmliche Rolle bei 
der Verhandlung um den Kohleausstieg 
nimmt die sogenannte Arbeiter*innen-
bürokratie ein. In diesem Fall sind das 
konkret die Betriebsräte und die Führung 
der Gewerkschaft IG BCE (Industriege-
werkschaft Bergbau, Chemie, Energie). 

Jüngst haben Betriebsräte vor einem 
„vorschnellen“ Kohleausstieg gewarnt 
- auch hierbei wird wieder das Jobargu-
ment bemüht. Das ist kein untypisches 
Verhalten für die offiziellen „Arbeitneh-
mer“vertreter*innen, wobei sie letztlich 
den Kapitalist*innen in der Argumenta-
tion nachlaufen. Das ist auch kein Zufall, 
denn ihre privilegierte Stellung ist im 
Rahmen der „Sozialpartnerschaft“ abso-
lut abhängig von der Energieindustrie. 
Dementsprechend hat die IG BCE die Ar-
beitsplatzstreichung in den 1990er Jahren 
auch fleißig mit getragen. 

In der Tat braucht es eine Perspektive 
für die Beschäftigten im Kohlebergbau 
und in den Kraftwerken und, wie die-

Tatsächlich sind die Jobs jedoch absolut zweitrangig für 
die Kapitalist*innen und ihre staatlichen Helfer*innen 
in der Landesregierung und im Bundestag. Wenn die 
Streichung von Stellen in den Augen der Kapitalist*in-
nen ihren Gewinn erhöhen könnte, so würden diese 
auch auf die eine oder andere Weise dem Drang nach 
Profit zum Opfer fallen. 
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se für den Kampf gegen die Konzerne 
gewonnen werden können. Wie es mit 
den rund 21.000 Menschen (Lausitz und 
Rheinland) nach einem Kohleausstieg 
weitergehen soll, beantwortet der aktuelle 
Aufruf von „Ende Gelände“ leider nicht 
und erst recht nicht der bürgerliche Teil 

der Umweltbewegung. Zwar wird im Ak-
tionskonsens geschrieben, dass sich die 
Aktionen nicht gegen die RWE-Mitar-
beiter*innen richten, viel mehr aber lei-
der nicht. In der Umweltbewegung gibt 
es Tendenzen, die Arbeiter*innen in der 
Energiebranche als Gegner*innen zu be-
trachten.

Das mag hervorgerufen sein durch Kon-
frontationen mit dem RWE-Wachschutz 
oder, weil die Arbeiter*innen mit dem 
Energiekonzern selbst gleichgesetzt wer-
den. Allerdings ist dies unserer Ansicht 
nach nicht zielführend. Vielmehr sollte 
es darum gehen, die Beschäftigten von 
RWE von ihrer aktuellen Bindung an die 
Interessen „ihrer“ Konzerne, von RWE, 
Vattenfall und Konsorten zu brechen und 
für unseren Kampf zu gewinnen. Das 
schließt auch ein, ihnen eine Perspektive 
für die Zeit „nach der Kohle“ vorzuschla-
gen. Dazu gehören eine Weiterbeschäfti-
gung ohne Lohnverlust und Einsatz bei 
anderen, für den Umbau des Energiesek-
tors wichtigen Aufgaben.

Diese Perspektive ist nur gegen die Kapi-
talinteressen durchsetzbar. Erst recht gilt 
das für die Umstrukturierung des Ener-
giesektors selbst und die Umstellung von 
Produktion und Konsum im Interesse 
des Erhalts der Umwelt wie der Men-
schen. Das ist ohne die Enteignung der 
Konzerne einfach unmöglich. Hier zeigt 
sich aber auch, warum die Arbeiter*in-
nenklasse nicht nur als politische Unter-
stützerin gewonnen werden, sondern sich 
zum zentralen Subjekt im Kampf für den 
Klimawandel erheben muss:

•	Nur sie verfügt über das technische 
Know-how für einen geplanten Ausstieg 
aus der Kohleverbrennung (nicht nur in 
Elektrizitätskraftwerken, sondern auch 

in Heizkraftwerken) hin zu erneuerbaren 
Energien.

•	Sie hat Zugang zu den Produktions-
mitteln (Tagebau, Kraftwerk, Forschung) 
und kann dadurch die Produktion lahm-
legen.

•	Durch das Lahmlegen der Produkti-
on im Rahmen eines politischen Streiks 
kann massiv Druck auf Kapital und Staat 
ausgeübt werden. Dabei kann der Orga-
nisationsgrad der Arbeitenden erhöht 
werden, z. B. durch Aufbau von Streikko-
mitees und Verteidigung des Streiks ge-
gen Repression.

•	Die Organisierung der Arbeiter*innen 
durch den politischen Kampf kann die 
Grundlage dafür schaffen, dass die Arbei-
tenden im Rahmen einer entschädigungs-
losen Enteignung der Energiekonzerne 
selbst die Kontrolle über die Produktion 
übernehmen und sie dahingehend pla-
nen, dass ein schnellstmöglicher Ausstieg 
aus der Kohleenergie möglich wird, ohne 
dass es zu ihren Lasten geschieht.

Der Umsetzung dieser Strategie steht 
derzeit vor allem die Politik der Gewerk-
schaftsbürokratie entgegen. Nichtsdesto-
trotz bleibt sie notwendig, da Kapital und 
Staat unfähig und unwillig sind, auf zü-
gigem Wege aus der zerstörerischen, aber 
profitbringenden Kohleenergie auszu-
steigen. Andernfalls ist zu erwarten, dass 
der Kohleausstieg, wenn er denn kommt, 
über Arbeitsplatzstreichungen und Steu-
ern auf dem Rücken der arbeitenden 
Bevölkerung finanziert werden soll. In 
diesem Kontext schlagen wir einen For-
derungskatalog vor, der Eckpunkte zur 
Energiewende mit einer klassenkämpfe-
rischen Perspektive verbindet:

•	Solidarität mit den Besetzer*innen: Ro-
dung des Hambacher Forstes verhindern! 
Bullen raus aus dem Wald, organisierte 
Gegenwehr gegen die Räumungsversu-
che! Massenaktionen gegen RWE und 
Kohleindustrie! Bundesweite Aktions-
konferenz zur Durchsetzung des Kohle-
ausstiegs!

•	Für die ökologischen Katastrophen ist 
die herrschende Klasse verantwortlich 
- daher soll sie für die Schäden aufkom-
men! Entschädigungslose Enteignung 
der Energie- und Transportindustrie un-
ter Arbeiter*innenkontrolle!

•	Für den schnellstmöglichen organisier-
ten Ausstieg aus der fossilen Energiege-
winnung und Einstieg in klimaneutrale 
Erzeugung im Rahmen eines Energie-
plans unter Arbeiter*innenkontrolle! Für 
einen solchen Plan auf europäischer und 
weltweiter Ebene, der Verkehr, Industrie, 
Haushalte, Strom- und Wärmegewin-
nung integriert!

•	Weg mit dem Emissionsrechtehandel 
und der Subventionierung von „rege-
nerativer Energie“! Den „blind“ wirken-
den Marktmechanismen setzen wir das 
bewusste, planmäßige Eingreifen in die 
Produktion entgegen. Für die Förderung 
von Energie und Ressourcen sparenden 
Techniken, bezahlt vom Kapital!

•	Für ein globales Programm zur Wie-
deraufforstung von Wäldern, der Rena-
turierung von Mooren und zum Schutz 
des Bodens und der Meere als CO2-Sen-
ken! Entschädigungslose Enteignung von 
Landbesitzer*innen, nachhaltige Bewirt-
schaftung unter Kontrolle der Arbei-
ter*innen und Bäuer*innen!

•	Für Forschung nach neuen Energien 
wie Kernfusion und zur Lösung der Spei-
cherproblematik der erneuerbaren Ener-
gien, zur Minimierung bzw. Beseitigung 
des Schadstoffproblems (Atommüll) un-
ter Arbeiter*innenkontrolle und auf Kos-
ten der Energiekonzerne!

•	Gegen die Spaltung von Umweltbe-
wegung und Beschäftigten in umweltge-
fährdenden Betrieben! Umschulung und 
neue Arbeitsplätze zu gleichen Löhnen 
und Arbeitsbedingungen! Gegen prekäre 
Beschäftigung in der Branche erneuer-
barer Energien: gleiche Bedingungen für 
alle Beschäftigten in Windkraft-, Solarbe-
trieben wie für jene in Bergbau, AKWs 
und bei den Stromkonzernen!	      

Diese Perspektive ist nur gegen die Kapitalinteressen 
durchsetzbar. Erst recht gilt das für die Umstrukturie-
rung des Energiesektors selbst und die Umstellung von 
Produktion und Konsum im Interesse des Erhalts der 
Umwelt wie der Menschen. Das ist ohne die Enteignung 
der Konzerne einfach unmöglich. 
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Im Folgenden veröffentlichen wir einen 
Diskussionsbeitrag von unserer Seite zur 
Frage einer neuen antikapitalistischen Ko-
operation in Österreich. Eine solche hat 
unlängst Aufbruch Salzburg angeregt, der 
das mit einer „ökosozialistischen“ Ausrich-
tung verknüpfen möchte (http://www.auf-
bruch-salzburg.org/diskussionen/oekosozi-
alistische-alternative-in-oesterreich/). Am 
16. September gab es dafür in Salzburg 
eine Konferenz an der wir leider nicht teil-
nehmen konnten. Wir haben immer wieder 
die Notwendigkeit einer Neuformierung 
der Linken und der Arbeiter*innenbewe-
gung betont und haben aus diesem Grund 
das Projekt Aufbruch unterstützt und da-
bei auch eigene Vorschläge eingebracht. 
Gleichzeitig sind wir skeptisch, was den 
Begriff des „Ökosozialismus“ angeht, da 
er von reformistischen und zentristischen 
Kräften geprägt wurde. Entscheidend ist 
allerdings die Frage ob eine Kooperation 
der engeren Zusammenarbeit antikapita-
listischer Kräfte dient und eine ernsthafte 
programmatische Auseinandersetzung mit 
antikapitalistischer Strategie und Taktik 
dient oder nicht. Wir haben dafür auch ei-
gene Vorschläge formuliert.

Liebe Genoss*innen,

wir haben von der Idee einer antikapita-
listischen Kooperation erfahren und sind 
an einem solchen Projekt grundsätzlich 
interessiert. Wir haben immer wieder die 
Notwendigkeit einer Neuformierung der 
Linken und der Arbeiter*innenbewegung 
betont und haben aus diesem Grund das 
Projekt Aufbruch unterstützt und dabei 
auch eigene Vorschläge eingebracht. Lei-
der können wir am 16. September nicht 
teilnehmen, wir bitten aber darum un-
seren Diskussionsbeitrag zu berücksich-
tigen und uns über die weiteren Schritte 
am Laufenden zu halten.

1) Die politische Lage in Österreich ist ge-
prägt von einer neoliberalen und rassis-
tischen Offensive der rechten Regierung 
gegen die arbeitende Klasse. Dabei geht es 

ganz klar darum, die Ausbeutungsbedin-
gungen in der Lohnarbeit im Sinne des 
Kapitals zu verbessern, den Einfluss der 
Arbeiter*innenbewegung (insbesondere 
in Form der Sozialpartner*innenschaft) 
zurückzudrängen und die arbeitenden 
Menschen über rassistische Hetze gegen 
Geflüchtete und Muslime abzulenken 
bzw. zu spalten.

2) Die Sozialdemokratie hat innerhalb 
kürzester Zeit bewiesen, dass sie keine 
ernsthafte Opposition gegen die Regie-
rung darstellt. Sie konzentriert sich auf 
einen längeren Prozess der parlamen-
tarischen Opposition, in der sie die Re-
gierungspolitik kritisiert um verloren 
gegangene Wähler*innenstimmen (ins-
besondere an die FPÖ) zurückzuge-

winnen. Dass sie angesichts der rechten 
Parlamentsmehrheit die Angriffe der Re-
gierung nicht vereiteln kann, kommt ihr 
dafür sogar gelegen. Ernsthafter außer-
parlamentarischer Widerstand kommt 
für sie nicht in Frage.

3) Ähnlich verhält es sich mit dem Ös-
terreichischen Gewerkschaftsbund. Die 
sozialdemokratische Gewerkschaftsfüh-
rung sieht sich gezwungen gegen die Re-
gierung zu agitieren und in beschränk-
tem Ausmaß zu mobilisieren. Aber auch 
sie möchte die nächste Regierungsbetei-
ligung nicht durch eine ernsthafte Kon-
frontation mit der Regierung verspielen. 
Daran ändert auch der „linke“ ÖGB-Prä-
sident Katzian nichts. Sie versucht gemä-
ßigten Druck mit Appellen zur Rückkehr 
an den Verhandlungstisch zu kombinie-
ren. In der Auseinandersetzung um den 
Zwölf-Stunden-Tag hat sich der hem-
mende Einfluss der Gewerkschaftsbüro-
kratie auf die Arbeiter*innenklasse offen-
bart, die trotz Massendemonstration und 

hunderten Betriebsversammlungen die 
Mobilisierungen gestoppt hat ohne das 
Kampfpotential ernsthaft auszureizen. 
Das war offener Verrat an den Interessen 
der Arbeitenden.

4) In dieser Situation ist das Fehlen einer 
starken antikapitalistischen, sozialisti-
schen Kraft untragbar. Der Aufbruch hat-
te zumindest das Potential eine größere 
antikapitalistische Organisation aufzu-
bauen, aber er ist darin gescheitert. Das 
war weder Zufall noch ist es in erster Linie 
auf die objektiven Umstände ausredbar. 
Tatsächlich gab es genug Möglichkeiten 
zur politischen Intervention. Der Auf-
bruch musste scheitern weil er nicht zu 
einem kollektiven Organisationsaufbau 
in der Lage war. Dazu hätte es eine Zen-

tralisierung und eine politische Führung 
gebraucht und als wichtigste Vorausset-
zung dafür ein Programm. Aus Angst da-
vor Leute politisch abzustoßen wurde ein 
notwendiger politischer Klärungsprozess 
gemieden bis es längst zu spät war. (Wir 
möchten an dieser Stelle auf unsere Bi-
lanz „Aufbruch – Welche Lehren aus dem 
Scheitern?“ verweisen http://arbeiterin-
nenstandpunkt.net/?p=3177).

5) Die Initiative für eine neue antika-
pitalistische Vernetzung ist begrüßens-
wert, sie macht aber nur Sinn wenn sie 
sich Rechenschaft über die Fehler in der 
Vergangenheit ablegt. Vor diesem Hin-
tergrund ist es positiv, dass Genosse Zel-
ler in seinem Vorschlag immer wieder 
auf die Notwendigkeit eines Programms 
verweist. Im letzen Abschnitt über den 
„nächsten Zwischenschritt“ in „Aufbruch 
für eine ökosozialistische Perspektive“ ist 
dieser Punkt aber ungenügend betont, 
wir lesen nur noch von einer „Konver-
genz ihrer Positionen, Herangehens-

ZUR FRAGE EINER ANTI- 
KAPITALISTISCHEN KOOPERATION

DISKUSSIONSBEITRAG

Die Initiative für eine neue antikapitalistische Vernet-
zung ist begrüßenswert, sie macht aber nur Sinn wenn 
sie sich Rechenschaft über die Fehler in der Vergangen-
heit ablegt.

“
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weisen und praktischen Aktivitäten“.  
Dass das nicht das gleiche ist wie ein 
(notwenigerweise längerfristiger) sys-
tematischer programmatischer Diskus-
sionsprozess beweist die Betonung auf 
„absprechen“, „von einander lernen“ 
und Entwicklung möglichst breiter 
Einheitspolitik „in konkreten Sachfra-
gen“. Tatsächlich ist uns nicht klar, wie 
sich das neue föderative Projekt von 
der Konzeption des Aufbruch unters- 
cheidet.

6) Wir wollen den föderativen Charakter 
einer antikapitalistischen Kooperation 
nicht in Abrede stellen. Tatsächlich hat 
er angesichts der politischen Zersplitte-
rung der antikapitalistischen Linken eine 
einstweilige Berechtigung. Aber wir soll-
ten aus der Not keine Tugend machen. 
Eine ernsthafte radikale alternative Kraft 
muss im großen Maße handlungsfähig 
sein und muss deshalb den Charakter ei-
ner demokratischen aber (wobei sich das 
bedingt) zentralisierten Organisation an-
nehmen. Es gilt also die organisatorische 
Zersplitterung zu überwinden und als 
Voraussetzung dafür die politische Zer-
splitterung.

7) Dabei können wir es uns nicht zu 
einfach machen. Wenn wir ein antika-
pitalistisches Programm als möglichst 
kleinen gemeinsamen Nenner konzi-
pieren werden wir damit politisch nicht 
viel erreichen. Ein Programm muss sich 
an den politischen Notwendigkeiten ori-
entieren und wenn es antikapitalistisch 
sein möchte, dann muss es den Weg zur 
Überwindung des Kapitalismus zeich-
nen. Ein solches Programm kann nur 
ein Übergangsprogramm sein, das von 
den aktuellen politischen Fragen eine 
Brücke zur politischen Macht zum Auf-
bau einer sozialistischen Gesellschaft 
schlägt. Der Beitrag „Antikapitalistische 
Perspektiven in Österreich entwickeln“ 
von Verena Kreilinger & Christian Zeller 
lässt so etwas anklingen und die Resolu-
tion zum 17. Weltkongress der Vierten 
Internationale spricht sogar davon. Al-
lerdings kann es dabei nicht einfach nur 
um Forderungen gehen, die die kapita-
listischen Verhältnisse in Frage stellen 
oder bei konsequenter Umsetzung mit 
ihnen unvereinbar sind. Es muss insbe-
sondere auch um Perspektiven der Selb-
storganisierung gehen, die zum Aufbau 
einer Gegenmacht zu den Kapitalist*in-
nen und ihrem Staat geeignet sind und 
einen Weg zur sozialistischen Revolution 
bahnen.

8) Die Umweltfrage ist bestimmt eine der 
bedeutendsten Fragen unserer Zeit, denn 
es ist richtig, dass der Kapitalismus durch 
seine schonungslose Ausbeutung der Na-
tur die natürlichen Lebensgrundlagen 
zerstört. Wir finden es deshalb positiv der 
Ökologie eine starke Rolle zukommen zu 
lassen. Im Zusammenhang mit dem The-
ma „Ökosozialismus“ stellen sich aber 
ein paar diskussionswürdige Fragen, 
wobei es uns vor allem um den Inhalt 
und nicht den Begriff selbst geht: Ist die 
Umweltfrage die wichtigste, sodass sie 
gegenüber anderen wie Anti-Militaris-
mus, Anti-Imperialismus oder Interna-
tionalismus in den Vordergrund gerückt 

werden sollte? Ist Sozialismus überhaupt 
ohne ein nachhaltiges Verhältnis zur Na-
tur denkbar? (Wir möchten hier hinzu-
fügen, dass die Staaten des sogenannten 
„real existierenden Sozialismus“ zwar 
nachkapitalistische aber keine sozialisti-
schen Gesellschaften waren) Ist der Be-
griff des „Ökosozialismus“ wirklich noch 
so offen oder stehen hinter dem Begriff 
teilweise nicht schon seit längerer Zeit 
linke Strömungen die sich damit bewusst 
vom „orthodoxen“ Marxismus abzugren-
zen versuchten? Wir halten eine gewis-
senhafte Auseinandersetzung mit dem 
Ökosozialismus im Rahmen einer Ko-
operation jedenfalls für vernünftiger als 
diesen als Ausgangspunkt einer solchen zu  
setzen.

9) Wir möchten die bestehenden Diskus-
sionsbeiträge und Vorschläge zur Ver-
netzung mit eigenen konkreten Punkten 
ergänzen. Unserer Meinung nach ist es 
nämlich sinnvoll eine Zusammenarbeit 
von verschiedenen Gruppen nicht ein-
fach nur sich selbst zu überlassen son-
dern auch von Anfang an verschiedene 
Rahmen zu schaffen in denen das gut 
möglich ist und auf die man sich im Sinne 
einer sinnvollen politischen Stoßrichtung 
einigen kann. Uns erscheinen folgende 
Rahmen angemessen:

•	Eine Zusammenarbeit gegen die zen-
tralsten Angriffe der schwarz-blauen 
Regierung. Darüber ist es möglich zent-

rale Fragen des österreichischen Klassen-
kampfs aufzugreifen und politische Orga-
nisierung voran zu treiben. Es ermöglicht 
auch die regionale Zusammenarbeit über 
politische Organisationsgrenzen hinweg 
in Form von Aktionskomitees und bietet 
ein Angebot für potentielle Bündnispart-
ner*innen.
•	Der Aufbau einer linksgewerkschaft-
lichen Basisbewegung (bzw. im ersten 
Schritt Vernetzung) gegen die Bürokra-
tie. Auf diesem Gebiet ist eine Annä-
herung und eine Bündelung von Kräf-
ten verhältnismäßig einfach möglich 
während gleichzeitig ein strategisches 
Problem antikapitalistischer Politik 

(die Bürokratisierung der Gewerkschaf-
ten) angegangen werden kann. Zusätz-
lich bietet ein solcher Arbeitsbereich 
den Vorteil an die unmittelbaren In-
teressen der Lohnabhängigen anzu- 
docken.
•	Eine systematische Diskussion auf ver-
schriftlichter Grundlage zu den wich-
tigsten Themenkomplexen antikapitalis-
tischer Programmatik. Im Gegensatz zu 
Themengruppen (oder jedenfalls dar-
über hinaus), die sich meist aus einigen 
Selbsternannten zusammensetzen, muss 
es einen Rahmen geben, indem ein kol-
lektiver und direkter Austausch zu einem 
bestimmten Themenkomplex für alle 
möglich ist (eine Art thematische Ta-
gung/Konferenz/Seminar). Idealerweise 
sollte es davon einen Output geben, viel-
leicht eine Resolution auf die sich eine 
Mehrheit verständigen konnte, oder sei 
es auch nur die Feststellung bestimmter 
Differenzen.			        

Unserer Meinung nach ist es nämlich sinnvoll eine 
Zusammenarbeit von verschiedenen Gruppen nicht 
einfach nur sich selbst zu überlassen sondern auch von 
Anfang an verschiedene Rahmen zu schaffen in denen 
das gut möglich ist und auf die man sich im Sinne einer 
sinnvollen politischen Stoßrichtung einigen kann.

“
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Der Arbeiter*innenstandpunkt 
zehn mal im Jahr ins Haus ge-
liefert. Das bedeutet, wenn der 
Handverkauf auf der Demo nicht 
zu finden war, trotzdem die neue 
Ausgabe im Postkasten für euch - 
und ein bisschen mehr finanzielle 
Sicherheit für uns. Du bekommst 
10 Ausgaben für 20 Euro!

Deshalb gleich bestellen unter:

info@arbeiterinnenstanpunkt.net

Du bekommst die aktuelle Aus-
gabe und einen Zahlschein zuge-
schickt!

Der Arbeiter*innenstandpunkt ist 
eine internationalistische, kommu-
nistische Organisation. Unser Ziel 
ist die Schaffung einer klassenlosen 
Gesellschaft, in der es keine Ausbeu-
tung und Unterdrückung mehr gibt. 
Diese Gesellschaft kann nicht durch 
stetige Reformen erreicht werden, 
sondern erfordert einen radikalen, 
revolutionären Bruch der Arbeiter 
und Arbeiterinnen mit den heuti-
gen kapitalistischen Zuständen. Des-
halb unterstützen wir alle Kämpfe, 
Aktionen und Forderungen, die die 
Interessen der arbeitenden Bevölke-
rung zum Ausdruck bringen und die 
Keimform einer größeren, zukünfti-
gen Arbeiter*innenbewegung sind. 
Wir unterstützen jeden Kampf, sei er 
auch noch so klein, um die Lebensbe-
dingungen hier und jetzt zu verbes-
sern!

Der Sozialismus, für den wir kämp-
fen, kann nur international geschaffen 
werden. Die elementaren Bestandtei-
le und Forderungen – wie das Recht 
auf Nahrung, weltweiter Frieden oder 
eine solidarische Aufteilung der Ar-
beit auf alle Menschen – können nicht 
im nationalen Rahmen bestehen und 
verbinden die werktätige Bevölkerung 
auf der ganzen Welt miteinander. Wir 
haben daher nichts mit den Regimen 
des ehemals „real existierenden So-

zialismus“ gemein. In diesen Staaten 
herrschte nicht das arbeitende Volk, 
sondern eine bürokratische Kaste, 
die das Proletariat unterdrückte und 
sich selbst bereicherte. Die kapitalis-
tischen Herrschaftsformen, ob parla-
mentarische Demokratien oder offe-
ne Diktaturen, schützen hingegen die 
Macht der Elite aus Kapitalisten und 
Kapitalistinnen. Deshalb treten wir 
für eine Rätedemokratie ein, d.h. die 
demokratische Machtausübung der 
Arbeiterinnen und Arbeiter selbst 
durch direkte Wahl und Abwahl von 
Delegierten, auf die sich die Regie-
rung, die Staatsgewalt und sämtliche 
Verwaltungsgremien stützen.

Als Arbeiter*innenstandpunkt sind 
wir in sozialen Bewegungen und 
Klassenkämpfen aktiv und kämp-
fen dort für ein Programm im Sinne 
der gesamten Arbeiter*innenklas-
se. In Großbetrieben bilden wir Be-
triebsgruppen und organisieren Be-
triebstreffen und Kampagnen gegen 
die aktuelle Kürzungs- und Sparpo-
litik der Bosse aus Wirtschaft und 
Politik. Auf dieser Basis üben wir Kri-
tik an der Gewerkschaftsbürokratie, 
die im Sinne der Sozialpartnerschaft 
schon lange nicht mehr konsequent 
für die Interessen der Beschäftigten 
eintritt. Trotzdem wollen wir den 
Gedanken der Gewerkschaft nicht 

verwerfen, denn als Institution der 
Lohnabhängigen selbst ist sie ein 
Kampfinstrument gegen die Ausbeu-
tung durch das Kapital. Wir treten 
dabei ein für eine Demokratisierung 
der Gewerkschaften und eine Ent-
machtung der Bürokratie durch den 
Aufbau einer kämpferischen Basisbe-
wegung. Unser Hauptanliegen ist es, 
die politischen und ökonomischen 
Teilkämpfe, z.B. am Arbeitsplatz, 
mit einer allgemein-politischen Per-
spektive zu verbinden, die über das 
Bestehende hinausweist und der Ar-
beiter*innenklasse zur Einsicht in ihr 
gesamtgesellschaftliches Klasseninte-
resse verhilft.

Der Kapitalismus fordert tagtäglich 
unzählige Opfer und zerstört Men-
schenleben – durch Hunger, Krieg 
und Unterdrückung. Es ist an uns, 
diesem System etwas Neues entge-
genzusetzen. Kämpfe mit uns für den 
Aufbau einer neuen Partei der sozia-
listischen Revolution.

WER WIR SIND

JETZT 
ABONNIEREN!
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www.arbeiterinnenstandpunkt.net
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Liga für die Fünfte Internationale
Der Arbeiter*innenstandpunkt ist die österreichische Sektion 
der Liga für die Fünfte Internationale. Der Kapitalismus ist 
ein weltweites System der Ausbeutung und Unterdrückung. Es 
ist notwendig, ihn auch international zu bekämpfen. Deshalb 
kämpfen wir für eine neue, weltweite Partei der Arbeiter*in-
nen und Unterdrückten, eine fünfte Internationale. Die LFI hat 
Sektionen in Brasilien, Britannien, Deutschland, Frankreich, 
Österreich, Pakistan, Schweden, Sri Lanka und den USA.	
www.fifthinternational.org

Aktionsprogramm: 
Klassenkampf gegen die Krise des Kapitalismus!
Das Aktionsprogramm des Arbeiter*innenstandpunkt be-
schreibt den Aufbau einer neuen Partei der Arbeiter*innen 
und Unterdrückten und ihre zentralen Forderungen heute.
2014 - 36 Seiten A5 - 2 Euro

Broschüre: 
Die Freiheitliche Partei Österreichs
Im Kampf gegen die FPÖ ist nichts wichtiger als eine mar-
xistische Analyse der FPÖ abseits von Verharmlosung und 
Hysterie.
2018 - 36 Seiten A5 - 2,50 Euro

Trotzki: Eine Einführung
Leo Trotzki war ein Anführer der russischen Revolution 
1917, Kämpfer im Aufbau der jungen Sowjetunion und ein 
erbitterter Gegner Stalins. Sein Leben und Wirken enthält 
wichtige Lehren für revolutionäre Aktivist*innen.
2013 - 136 Seiten A5 - 7 Euro

Revolutionärer Marxismus 49:
1917 - 2017: 100 Jahre Russische Revolution
Vor 100 Jahren wurde der Kapitalismus in Russland über-
wunden. Eine Analyse der wichtigsten politischen Ent-
scheidungen damals und der Auswirkungen bis heute. 
2017 - 204 Seiten A5 - 8 Euro

Liga für die
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Russische Revolution
Das Programm der Revolution. Bruch und Wandel des Bolschewismus
Buchbesprechung: Rabinowitch, Die Sowjetmacht
Frauenbefreiung und russische Revolution
Stalinismus: Legitimer Erbe des Leninismus?
Modell Oktoberrevolution. Aktualität und Diskussion der
leninistischen Revolutionskonzeption
Lehren des Oktober

global
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